Stadt Gerolstein

BESCHLUSSAUSFERTIGUNG

Gremium:
Behandlung:
Offentlichkeitsstatus

Sitzungsdatum:

Stadtrat
Entscheidung
offentlich
14.12.2022

Datum:

Aktenzeichen:

Vorlage Nr.
Niederschrift:

15.12.2022
51122-120-46
2-3733/22/12-504
12/SR/028

Vorhabenbezogene 3. Anderung des Bebauungsplanes "Sarresdorfer StraRe / LindenstraRe"
Sachverhalt:

Der Bauausschuss der Stadt Gerolstein hat die Thematik zur vorhabenbezogenen 3. Anderung des
Bebauungsplanes ,Sarresdorfer Stralle / LindenstraRe” erstmals in seiner Sitzung am 19.01.2022 beraten
und dem Stadtrat empfohlen, die in der Sitzung vorgestellte Planung auf den Weg zu bringen.

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 07.03.2022 den Beschluss zur Anderung des Bebauungsplans im
vereinfachten Verfahren nach § 13a BauGB gefasst. Eine Umweltpriifung ist nicht erforderlich, zumal die im
Bebauungsplan vorgesehene Zufahrt bereits seit einigen Jahrzehnten vorhanden ist.

Das beauftragte Planungsbiro hat den Entwurf erarbeitet. Die im Geltungsbereich des Bebauungsplans
liegenden Flurstiicke befinden sich alle im Eigentum des Vorhabentragers. Der Geltungsbereich des
Bebauungsplanes ist nachstehend auszugsweise dargestellt:
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Datengrundlage: G [ 1en der \ ings- und K Itung RLP (Ill. Quartal 2022; UTM Z 32N) -
Die Planunteriage erfUllt die Anf gen des § 1 der Planzeichenverordnung.
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Der Bauausschuss hat die vorliegende Planung in seiner Sitzung am 30.11.2022 entsprechend vorberaten
und dem Stadtrat empfohlen, den vorliegenden Bebauungsplanentwurf 6ffentlich auszulegen und die
betroffenen Behorden und Trager 6ffentlicher Belange am Verfahren zu beteiligen.



Stadt Gerolstein

Die Planurkunde sowie der Textteil sind als Anlage im Ratsinfosystem eingestellt.

Beschluss:

Auf Empfehlung des Bauausschusses beschlieRt der Stadtrat die vorliegende 3. Anderung des
Bebauungsplanes ,Sarresdorfer StraRe / LindenstraBe” als Entwurf. Die Verwaltung wird beauftragt, die

Entwurfsplanung 6ffentlich auszulegen und die betroffenen Behérden und Trager 6ffentlicher Belange am
Verfahren zu beteiligen.

Abstimmungsergebnis: einstimmig beschlossen
Ja: 21



Grabungsschutzgebiet
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Datengrundlage: Geobasisinformationen der Vermessungs- und Katasterverwaltung RLP (Ill. Quartal 2022; UTM Z 32N) L )
Die Planunterlage erfullt die Anforderungen des § 1 der Planzeichenverordnung. < “"
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VERFAHRENSVERMERKE

Der Rat hat am ............ 2022 gem. § 2 (1) BauGB i.V.m. § 13a BauGB die Aufstellung des Bebauungsplans beschlossen. Dieser Beschluss wurde am

............ 2022 ortsublich bekanntgemacht.

Der Rat hatam ............ 2022 die offentliche Auslegung des Bebauungsplans gem. § 3 (2) BauGB beschlossen. Der Entwurf des Bebauungsplans mit

Begrindung hat in der Zeit vom ........ bis ............ 2022 zu jedermanns Einsicht wahrend der Dienststunden im Rathaus Gerolstein 6ffentlich ausgelegen.

Ort und Dauer der Auslegung wurden am ............ 2022 mit dem Hinweis ortsublich bekanntgemacht, dass Stellungnahmen wahrend der Auslegungsfrist

abgegeben werden kdnnen und gem. § 13 Abs. 3 BauGB von einer Umweltpriifung abgesehen wird. Es wird gem. § 4a (6) BauGB darauf hingewiesen,
dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung tber den Bebauungsplan unberiicksichtigt bleiben kdnnen, gem. § 13 (3)
BauGB von einer Umweltprifung abgesehen wird und, bei Aufstellung eines Bebauungsplans, dass ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung
unzul3ssig ist, soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspatet geltend
gemacht wurden, aber hatten geltend gemacht werden kdénnen.

Die von der Planung berthrten Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange sowie die Nachbargemeinden sind gem. § 4 (2) BauGB mit Schreiben
vom ............ 2022 zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden.

Die Abwégung der abgegebenen Stellungnahmen der Offentlichkeit und Behdrden sowie sonstigen Trager offentlicher Belange erfolgte in der Sitzung des
Rates vom ............ 2023. Das Ergebnis wurde mitgeteilt.

Der Rat hatam ............ 2023 den Bebauungsplan mit Begriindung gem. § 10 (1) BauGB i.V.m. § 24 GemO Rheinland-Pfalz und § 88 LBauO als Satzung
beschlossen.

Gerolstein, den ............ 2023

(Siegel) Der Stadtbirgermeister

Die Ubereinstimmung des textlichen und zeichnerischen Inhalts dieses Bebauungsplans mit dem Willen des Rates sowie die Einhaltung des gesetzlich
vorgeschriebenen Verfahrens zur Aufstellung des Bebauungsplans werden bekundet. Der Bebauungsplan als Satzung wird hiermit ausgefertigt. Die
ortsubliche Bekanntmachung wird gem. § 10 (3) BauGB angeordnet.

Gerolstein, den ............ 2023

(Siegel) Der Stadtbiirgermeister

Die ortsubliche Bekanntmachung des Bebauungsplans erfolgte gem. § 10 (3) BauGB am 2023. In der Bekanntmachung ist auf die
Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mangeln der Abwagung sowie auf Rechtsfolgen (§§ 44, 214 (1), 215 (1)
BauGB) hingewiesen worden. Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan in Kraft.

Gerolstein, den ............ 2023

(Siegel) Der Stadtbiirgermeister

PLANZEICHEN ALS FESTSETZUNGEN

GRENZEN (§ 9 Abs. 7 BauGB)

ART DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB)

Raumlicher Geltungsbereich der Anderung

WA Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO)

MAR DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16 - 20 BauNVO)
0,4 Grundflachenzahl (GRZ)
1,2 Geschossflachenzahl (GF2)

i Anzahl der zuldssigen Vollgeschosse, max.

BAUWEISE, BAUGRENZEN (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22, 23 BauNVO)
o Bauweise, offen

eanmm—— Baugrenze

VERKEHRSFLACHEN (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Verkehrsflache mit besonderer Zweckbestimmung Zufahrt

MIT GEH-, FAHR- UND LEITUNGSRECHTEN BELASTETE FLACHEN (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Eeed]

GFL-Recht zugunsten WA

PLANZEICHEN ALS HINWEISE, NACHRICHTLICHE UBERNAHMEN

9 Gebaudebestand, Haupt- und Nebengebadude, Hausnummer

Flurstlicksgrenze, Flurgrenze, Nutzungsgrenze

319 Grenzpunkt, Flurstiicksnummer (Bestand)
-15- Bemalfiung
Pre— Geltungsbereich des rechtskraftigen BPlans

"Sarresdorfer Stralle/ LindenstraRe, 1. Anderung"

Nutzungsschablone
Art der baulichen Nutzung

Grund- Geschoss-
flachenzahl flachenzahl
Anzahl Bauweise
Vollgeschosse

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 1 bis 11 BauNVO)

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans wird hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung ein allgemeines
Wohngebiet (WA gem. § 4 BauNVO) festgesetzt. Zulassig sind Wohngebaude und die der Versorgung des
Gebietes dienenden Laden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht storende Handwerksbetriebe.
Ausnahmsweise kénnen i.V.m. § 1 Abs. 5 BauNVO Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheit-
liche und sportliche Zwecke und zugelassen werden. I.V.m. § 1 Abs. 6 BauNVO wird festgesetzt, dass
Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige, nicht stérende Gewerbebetriebe, Anlagen fur
Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen nicht Bestandteil dieses Bebauungsplans werden.

MaR der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 bis 21a BauNVO)

Zum Malf der baulichen Nutzung werden eine Grundflachenzahl (GRZ) von 0,4 sowie eine Geschoss-
flachenzahl (GFZ) von 1,2 jeweils als Hochstmal festgesetzt. Malgebend fir die Berechnung der
Grundflachen ist die mit Signatur gekennzeichnete Bauflache. Hinsichtlich der Hohe baulicher Anlagen
sind hochstens 1l Vollgeschosse (gem. BauO) zulassig.

Bauweise und liberbaubare Grundstiicksflachen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 u. Abs. 3 BauGB i.V.m. §§ 22, 23
BauNVO)

Innerhalb des Gebiets wird eine offene Bauweise (0) festgesetzt. Die Festsetzung der Gberbaubaren
Grundstiicksflache erfolgt durch Baugrenzen gemaR Planeinschriebe.

Flachen fiir Nebenanlagen, Stellplatze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB u. §§ 12, 14 Abs. 1 und
21 a BauNVO)

Auflerhalb der durch Planzeichen festgesetzten Uberbaubaren Grundsticksflachen sind Nebenanlagen
i.S. des § 14 Abs. 1 Satz 1 BauNVO allgemein, Anlagen i.S.d. § 14 Abs. 2 BauNVO ausnahmsweise
zulassig. Ebenfalls sind Stellplatze und Garagen (i.S. des § 12 Abs. 1 BauNVO) aulRerhalb der
Baugrenzen zulassig.

Verkehrsflachen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Festgesetzt wird eine private Verkehrsfliche mit der besonderen Zweckbestimmung ,Zufahrt".

"SARRESDORFER STRASSE/ LINDENSTRASSErbﬁ‘IIaSRLQ‘IE'

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten belastete Flachen (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Zugunsten der Versorgung von im WA gelegenen Grundstlicken mit unterirdischen technischen Medien
wird die Zufahrt (Flst. 139/4) mit einem Geh-, Fahr- bzw. Leitungsrecht (GFL) belastet. Die Flache des
GFL ist von jeglicher Bebauung und Bepflanzung freizuhalten.

Vorkehrungen zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Zulassig sind Vorhaben, deren AuRenbauteile (Fenster, Liftungseinrichtungen) tiber eine ausreichende
Mindestschalld@mmung gegen AuRenlarm verfligen. Der Nachweis erfolgt gemafR DIN 4109:2018
(Schallschutz im Hochbau; Tabelle 8) unter Zuhilfenahme eines maRgeblichen Aufenlarmpegels von 65
dB(A). Ebenso sind Balkone, Loggien und Terrassen tags (6:00 bis 22:00 Uhr) durch passive Schall-
schutzvorkehrungen, wie z.B. durch Verglasungen vor Larm zu schitzen. Schlafrdume sind nach
Mdoglichkeit auf der schallabgewandten Seite der Gebaude vorzusehen. Zuldssig sind auch Vorhaben, bei
denen fir den konkreten Einzelfall im Rahmen eines fachgutachterlichen Nachweises die Tauglichkeit der
Aufllenbauteile aufgezeigt werden kann. Ausnahmsweise kann eine Minderung der festgesetzten
BauschallddmmmaRe zugelassen werden, wenn im Baugenehmigungsverfahren ein geringerer
AufRlenlarmpegel nachgewiesen wird.

MaRnahmen und Flachen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 i.V.m. Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

Innerhalb des Wohngebiets sind mindestens 3 Laub- oder Obstgehdlze klimavertraglicher, standortge-
rechter und vorzugsweise heimischer Arten anzupflanzen. Die Badume sind als 3x verpflanzte
Hochstdmme mit Stammumfang von mind. 14-16 cm zu pflanzen. Zur Sicherstellung ausreichender
Wachstumsbedingungen ist auf ein ausreichendes Volumen des durchwurzelbaren Bereichs zu achten.
Die Baume sind dauerhaft zu erhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen.

Ortliche Bauvorschriften (§ 88 LBauO i.V.m. § 9 Abs. 4 BauGB)

Unzulassig sind Holzblockhauser in einer von aufRen sichtbaren Rund-Vollstammbauweise sowie auch
deren auRere Verkleidung mit Holzlatten, Schalung o.a. (§ 88 Abs. 1 Nr. 1 LBauQ). Zufahrten und
Zuwegungen und Stellplatze sind mit wasserdurchlassigen Beldgen zu befestigen. Es kénnen z.B.
verwendet werden: offenfugiges Pflaster, Drain-Pflaster, wassergebundene Decke. Stein-/ Kies-/ Split- und
Schottergarten oder -schittungen sind unzulassig. Nicht Uberbaute Grundstiicksflachen sind, soweit sie
nicht fir bauliche Anlagen bendtigt werden, mit bewachsenem Boden als Grinflachen anzulegen und zu
unterhalten (§ 88 Abs. 1 Nr. 3 LBauO). Innerhalb des Geltungsbereichs sind Einfriedungen (§ 12 LBauO)
nur in Form von Hecken, Holz- und Metallzdunen bis zu einer Gesamthéhe von 2,0 zuldssig.
Einfriedungen missen einen Mindestabstand zur Gelandeoberflache von 0,1 m aufweisen, um den
Durchlass fir Kleintiere zu gewahrleisten (§ 88 Abs. 1 Nr. 3 LBauO).

NACHRICHTLICHE UBERNAHMEN UND HINWEISE

Denkmalschutz

Aus denkmalschutzfachlicher Sicht besteht im unmittelbaren Plangebiet die Mdglichkeit archaologischer
Funde. Bei der Ausflihrung von flachigen oder gréfReren Erdarbeiten bzw. Eingriffen in den Boden sind
jedoch Funde (§ 16 DSchPfIG), die auf kulturgeschichtlich bedeutsame Denkmaler schlieRen lassen, der
Archaologischen Denkmalpflege, Verbandsgemeindeverwaltung oder unteren Denkmalschutzbehérde
anzuzeigen (§ 17 DSchPflG). In diesem Fall ist fUr einen Vorhabentrager die Pflicht verbunden, die
Fundstelle in unverandertem Zustand zu erhalten und vor Gefahren zu schitzen (§ 18 DSchPfIG).

Bodenschutz, Geologie und Hydrologie

Eine konkrete Belastung durch Altablagerungen und Kampfmittel im Plangebiet ist nicht bekannt. Dennoch
ist das Vorhandensein von nicht registrierten Altablagerungen nicht auszuschlieen. Sollten im Zuge von
Baumalinahmen Abfélle (Bauschutt, Hausmiill) oder sonstige Auffalligkeiten (geruchlich, visuell)
festgestellt werden, so ist die SGD Nord, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz
Trier, umgehend zu informieren. Es ist sicherzustellen, dass keine Beeintrachtigungen der Boden-
funktionen vorliegen, die geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belastigungen fur
den Einzelnen oder die Allgemeinheit herbeizufiihren (§ 2 Abs. 3 Bodenschutzgesetz). Ferner ist die
generelle Bebaubarkeit, die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse sowie die Belange
des Umweltschutzes im Sinne des § 1 BauGB zu gewahrleisten (Erlass zur Berucksichtigung von Flache
mit Bodenbelastungen, insbesondere Altlasten, bei der Bauleitplanung/ im Baugenehmigungsverfahren).
Anfallende Bodenaushub- und Bauschuttmassen sind entsprechend den abfall- und bodenschutz-
rechtlichen Bestimmungen ordnungsgeman und schadlos zu verwerten bzw. zu entsorgen. Gefahrliche
Abfalle, z.B. schadstoffbelasteter Erdaushub sind der Sonderabfall-Management-Gesellschaft
Rheinland-Pfalz mbH zur Entsorgung anzudienen. Zum Schutze des (Mutter-)Bodens sind die Vorgaben
des § 202 BauGB i.V.m. der DIN 18915 sowie aus ingenieurgeologischer Sicht weitere Anforderungen an
den Baugrund (DIN 19731, 4020, 4124, DIN EN 1997-1 und -2) zu beachten. Die Erstellung eines
Baugrundgutachtens wird dringend empfohlen. Bei Griindungs- und Bodenarbeiten wird die Einholung
eines Boden- und hydrologischen Gutachtens (DIN 1054) bzw. die Durchfuhrung von Geléndeunter-
suchungen dringend empfohlen. Zur hydraulischen Entlastung der 6ffentlichen Abwassersysteme werden
MafRnahmen zur Rickhaltung, Verdunstung und Versickerung mit ggf. gedrosselter Ableitung des
Niederschlagswassers nach DWA A117 empfohlen (z.B. Zisternen, Mulden).

Schallschutz

Anlagen wie Klima-, Kiihlgerate, Liftungsgerate, Luft-Warme-Pumpen und Mini-Blockheizkraftwerke im
Sin-ne des § 3 Abs. 5 BImSchG sind entsprechend § 22 Abs. 1 BImSchG so zu errichten und zu
betreiben, dass schadliche Umwelteinwirkungen verhindert werden, die nach dem Stand der Technik
vermeidbar sind bzw. unvermeidbare schadliche Umwelteinwirkungen auf ein MindestmaR beschrankt

werden. Fir die vorgesehene allgemeine Wohnnutzung wird darauf hingewiesen, dass der Einsatz der v.g.

Gerate nur zulassig ist, wenn an den benachbarten Wohngebauden die Immissionsrichtwerte fur ein
allgemeines Wohngebiet eingehalten werden. Beim Nachweis der Zulassigkeit, z.B. im Rahmen eines
Baugenehmigungsverfahrens, ist der "Leitfaden fiir die Verbesserung des Schutzes gegen Larm bei
stationaren Geraten" (LAl) heranzuziehen. Dort sind die zulassigen Schallleistungspegel in Abhangigkeit
der Abstande zur Nachbarbebauung dargestellit.

Gewadsser

Laut Wasserportal RLP ist das Plangebiet nicht akut durch Sturzfluten bzw. Starkregen geféhrdet, doch
besteht die Méglichkeit von Hochwassersituationen entlang des Peschenbachs (Gewasser IIl. Ordnung).
Mit Verweis auf § 78b WHG (Risikogebiete auRerhalb von Uberschwemmungsgebieten) wird zur
Verminderung oder Vermeidung von Schaden durch Hochwasser und Starkregenabfliisse eine
hochwasserangepasste Bauweise empfohlen, wie z.B. Abdichtung der Gebaudehdille; Einbau einer
Ruckstausicherung zur Kanalisation, Verzicht auf Lichtschachte, druckfeste Fenster u.a.
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"Sarresdorfer Strae/ Lindenstralle,
2. Anderung"

Bebauungsplan gem. § 30 i.V.m. § 13a BauGB

Stand: November 2022 (Entwurf)

Gemarkung Gerolstein * Flur6 Flurstiicke: 139/4, 142/2, 145/2, 146/6

MaRstab 1: 1.000 (im Original)

I e

0 5 10 20 50 75m

Stadt Gerolstein
VGV Gerolstein

Dipl.-Ing. Erik Boffgen
Stadtplaner (AK RP, BW)

Kyllweg 1 Unterm Georgenberg 21 [
54568 Gerolstein 72762 Reutlingen

06591/ 13-0
post@gerolstein.de

0160 / 6005588
boeffgen@t-online.de




1

211
212
213
2.14
215

2.1.6  Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrecht belastete Flichen
2.1.7  Vorkehrungen zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen

2.1.8  MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

22

23

24
24.1

Bebauungsplan
"Sarresdorfer StraBe/ LindenstraBe, 2. Anderung*
Stadt Gerolstein

01

Entwurf. November 2022
PN

GartenstralRe

Bebauungsplan , Sarresdorfer StraBe/ LindenstraBe, 2. Anderung*

EINLEITUNG

Anlass und Ziel der Planaufstellung
Raumlicher Geltungsbereich

Ubergeordnete und sonstige Planungsvorgaben
FESTSETZUNGEN UND PLANINHALT

Art der baulichen Nutzung

MaB der baulichen Nutzung

Bauweise und iiberbaubare Grundstiicksflichen
Flichen fiir Nebenanlagen, Stellplitze und Garagen

Verkehrsflichen

Bauordnungsrechtliche Festsetzungen

Nachrichtliche Ubernahmen und Hinweise

Verwirklichung und Auswirkungen der Planung

Bodenordnung

242 Ver- und Entsorgung

243

Planungsrecht

2.4.4 Kosten und Folgeinvestitionen

3.

3.1
32

ANLAGEN

Rechtsgrundlagen

Urspr f: des Bebauungplans ,,Sarresdorfer StraBe/ LindenstraBe, |. Anderung*

Begriindung

[ - NI N N R e}

10
12

TOP O 9.2

Bebauungsplan
"Sarresdorfer StraBe/ LindenstraBe, 2. Anderung*
Stadt Gerolstein

Entwurf. November 2022

Auftraggeber: Auftragnehmer:
Stadt Gerolstein Dipl.-Ing. Erik Boffgen
Verband: i waltung ~ Stadtplaner (AK BW, RP)
Kyllweg | Unterm Georgenberg 21
54568 Gerolstein 72762 Reutlingen
06591/ 13-0 0160/ 6005588

de line.de

Bebauungsplan , Sarresdorfer StraBe/ LindenstraBe, 2. Anderung*

I. EINLEITUNG
1.1 Anlass und Ziel der Planaufstellung

Ausgehend von den Uberlegungen des Eigentiimers, auf seinem Grundstiick zeitgemiBen Wohnraum zu
schaffen, ist eine partielle Anderung des Bebauungsplans "Sarresdorfer StraBe/ LindenstraBe, |. Anderung”.
erforderlich.

Grund hierfiir ist der Umstand, dass die Festsetzungen der seit 2008 rechtskriftigen, urspriinglichen Planfas-
sung einem potentiellen Baugesuch widersprechen. Dies betrifft neben der VergroBerung des Geltungsbe-
reichs die Anderung von Baugrenzen als auch die Festsetzung einer Zufahrt.

Die Bebauungsplan-Anderung erfolgt gemiB § |3a BauGB im beschleunigten Verfahren ohne Umweltpriifung,
da u.a. die Grundziige der bisherigen Planung nicht beriihrt werden und die Konzeption auf eine Nachver-
dichtung fokussiert.

1.2 Réiumlicher Geltungsbereich

Der Bebauungsplan ,Sarresdorfer StraBe/ LindenstraBe, 2. Anderung® umfasst mit seinem rund 1.760 m2
groBen Geltungsbereich die Flurstiicke 139/4, 142/2, 145/2 und 146/6 der Gemarkung Gerolstein, Flur 6
(Stand Ill. Quartal 2022). Die genaue Abgrenzung ist der Planzeichnung zu entnehmen.

Der Geltungsbereich ist so gewihlt, dass einerseits mit zwei zusatzlichen Flurstiicken das bisher festgesetzte
Wohngebiet erweitert und entlang der eigentumsrechtlichen Situation arrondiert. Andererseits wird nach
zwischenzeitlicher Neuvermessungen mit dem privaten Flurstiick 139/4 als zentrale Zufahrt die Anbindung
an die Sarresdorfer StraBe gesichert. Bereiche des Sondergebiets Museum verbleiben ansonsten unberiihrt.

Der Eigentiimer beabsichtigt die Freilegung des Grundstiicks, da eine Sanierung des bestehenden Gebiudes
wirtschaftlich nicht sinnvoll ist und eine VergroBerung der iiberbaubaren Fliche eine hohere Ausnutzung
gewihrleistet.

Allgemeines Wohngebiet nach Grundstiickszusammenlegung (Lageplan, 07.12.2021) 1.629 m2

Verkehrsfliche Zweckbestimmung Zufahrt, ErschlieBung 130 m2

1.3 Ubergeordnete und sonstige Planungsvorgaben

* Landes- und Regionalplanung

Von der Planinderung werden keine geltenden bzw. gednderten Grundsitze und Ziele der Landesplanung
und Raumordnung beriihrt.

Die stidtebaulichen und planungsrechtlichen Festsetzungen dieses Bebauungsplans nehmen darauf Bezug
(Anpassungsgebot gem. § | Abs. 4 BauGB).

* Flichennutzungsplan

Der rechtswirksame Flichennut plan (FNP) der Verband: inde Gerolstein stellt den zu dndernden
Planbereich als Wohnbaufliche (W) dar.

Der Bebauungsplan weicht in der Festsetzung eines Wohngebiets somit nicht von den Darstellungen des
FNP ab, so dass er gemiB § 8 Abs. | BauGB als aus diesem entwickelt gilt.
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2. FESTSETZUNGEN UND PLANINHALT
2.1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. | Nr. | BauGB i.V.m.§§ | bis | | BauNVO)

+ Im Geltungsbereich des Bebauungsplans wird hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung ein allgemeines
Wohngebiet (WA gem. § 4 BauNVO) festgesetzt.

* Zulissig sind Wohngebiude und die der Versorgung des Gebietes dienenden Liden, Schank- und Speise-
wirtschaften sowie nicht storende Handwerksbetriebe.

* Ausnahmsweise konnen i.V.m. § | Abs. 5 BauNVO Anlagen fiir kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche
und sportliche Zwecke und zugelassen werden.

* InVerbindung mit § | Abs. 6 BauNVO wird festgesetzt, dass Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonsti-
ge, nicht storende Gewerbebetriebe, Anlagen fiir Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen nicht
zuldssig sind, d.h. nicht Bestandteil dieses Bebauungsplans werden.

Innerhalb des relativ kleinen Geltungsbereichs zielt die planerische Intention eines allgemeinen Wohnge-
biets auf die Errichtung zumindest eines Wohngebiudes. Die benannten Ausnahmen innerhalb des Gebiets-
typs zielen auf die Zuldssigkeit solcher Anlagen und Betriebe, die ansonsten die Wohnruhe nicht storen. Un-
ter diesem letzten Aspekt ausgeschlossen werden Anlagen fiir Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tank-
stellen, die weder im Gebiet erforderlich oder stidtebaulich sinnvoll, noch gewiinscht sind.

2.1.2 MaB der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. | Nr. | BauGB i.V.m. §§ 16 bis 21a BauNVO)

* Zum MaB der baulichen Nutzung werden eine Grundflichenzahl (GRZ) von 0,4 sowie eine Geschossfla-
chenzahl (GFZ) von 1,2 jeweils als HochstmaB festgesetzt. MaBgebend fiir die Berechnung der Grundfli-
chen ist die mit Signatur gekennzeichnete Baufliche.

* Hinsichtlich der Hohe baulicher Anlagen sind hochstens Il Vollgeschosse (gem. BauO) zuldssig.

Im Baugebiet gilt hinsichtlich des MaBes der baulichen Nutzung eine fiir allgemeine Wohngebiete orientie-
rende Grundflichenzahl von 0,4 unter Anwendung der sog. Mitrechnungsregel. Die Flichen fiir die interne
Wegefiihrung, Stellplitze und Garagen mit ihren jeweiligen Zufahrten diirfen somit zu einer Uberschreitung
der fiir die Hauptnutzung festgesetzten GRZ fiihren. Mit einer GFZ von 1,2 ist somit die Moglichkeit eines
dritten Vollgeschosses gemaB LBauO gegeben.

Kriterium fiir die Hohenentwicklung baulicher Anlagen mittels Festsetzung einer maximal zuldssigen Ge-
schossigkeit ist die Beriicksichtigung der Nachbarbebauung, womit sich kiinftige Gebaude in das Ortsbild
einpassen und mehr Wohnraum pro Grundfliche geschaffen werden kann.

2.1.3 Bauweise und iiberbaubare Grundstiicksflichen (§ 9 Abs. | Nr. 2 u.Abs. 3 BauGB i.V.m. §§ 22,23
BauNVO)

* Innerhalb des Gebietes wird eine offene Bauweise (o) festgesetzt.

* Die Festsetzung der {iberbaubaren Grundstiicksfliche erfolgt durch Baugrenzen (sog. Baufenster) gemiB
Planeinschriebe.

Die festgesetzte offene Bauweise (max. 50 m Linge, Einhaltung von Bauwichen) ergibt sich gewissermaBen
zwangsliufig aus der GroBe der nutzbaren Baufliche und entspricht dem baulichen Umfeld.
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2.1.8 MaBnahmen und Flichen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft (§ 9 Abs. | Nr.20 i.V.m.Abs. | Nr.25 BauGB)

* Innerhalb des Wohngebiets sind mindestens 3 Laub- oder Obstgehdlze klimavertraglicher, standortgerech-
ter und vorzugsweise heimischer Arten anzupflanzen. Die Baume sind als 3x verpflanzte Hochstimme mit
Stammumfang von mind. 14-16 cm zu pflanzen. Zur Sicherstellung ausreichender Wachstumsbedingungen
ist auf ein ausreichendes Volumen des durchwurzelbaren Bereichs zu achten. Die Baume sind dauerhaft zu
erhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. Baumfillungen diirfen gem. LNatSchG in der Zeit vom
1.3. bis 30.9. nicht vorgenommen werden.

Naturschutzfachliche MaBnahmen sind zwar im vereinfachten Planverfahren nicht zwingend erforderlich,
doch schafft beispielsweise eine Mi tung an Geholzen biologische Qualititen hinsichtlich der Avi-
fauna. Zudem wird das Mikroklima vor Ort durch Verschattung und Verdunstung unterstiitzt.

22 BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
Ortliche Bauvorschriften (§ 88 LBauO i.V.m.§ 9 Abs. 4 BauGB)

* Unzulissig sind Holzblockhduser in einer von auBen sichtbaren Rund-Vollstammbauweise sowie auch de-
ren duBere Verkleidung mit Holzlatten, Schalung o.4. (§ 88 Abs. | Nr. | LBauO).

+ Zufahrten und Zuwegungen und Stellplitze sind mit wasserdurchlissigen Beldgen zu befestigen. Es konnen
2.B. verwendet werden: offenfugiges Pflaster, Drain-Pflaster, wassergebundene Decke. Stein-/ Kies-/ Split-
und Schottergirten oder -schiittungen sind unzulissig. Nicht tiberbaute Grundstiicksflichen sind, soweit
sie nicht fiir bauliche Anlagen benétigt werden, mit bewachsenem Boden als Griinflichen anzulegen und zu
unterhalten (§ 88 Abs. | Nr.3 LBauO).

* Innerhalb des Geltungsbereichs sind Einfriedungen (§ 12 LBauO) nur in Form von Hecken, Holz- und Me-
tallzdunen bis zu einer Gesamthohe von 2,0 zulissig. Einfriedungen miissen einen Mindestabstand zur Ge-
lindeoberfliche von 0,1 m aufweisen, um den Durchlass fiir Kleintiere zu gewahrleisten (§ 88 Abs. | Nr. 3
LBauO).

Der Ausschluss von Holzblockhdusern rechtfertigt sich durch die innerértliche Lage des Grundstiicks; eine
diesbeziigliche Prizedenz soll auch mit Verweis auf den gegeniiberliegenden D hutzbereich aus-
driicklich vermieden werden.

Der Ausschluss vollflichig versiegelter Oberflichen soll den 6rtlichen Grundwasserhaushalt schonen und
soweit wie moglich die Funktionen des Bodens erhalten. Eine naturnahe Ausgestaltung von Frei- und Gar-
tenflichen zielt auf eine Mindestausstattung zugunsten der Biodiversitat.

Im weitesten Sinne damit zusammenhingend begriindet sich auch der Ausschluss massiver Mauern als Ein-
friedung. Diese sind auch aus dsthetischer Sicht abzulehnen.

2.3 NACHRICHTLICHE UBERNAHMEN UND HINWEISE
* Denkmalschutz

Aus denkmalschutzfachlicher Sicht besteht im unmittelbaren Plangebiet die Moglichkeit archiologischer
Funde. Bei der Ausfiihrung von flichigen oder groBeren Erdarbeiten bzw. Eingriffen in den Boden sind je-
doch Funde (§ 16 DSchPfIG), die auf kulturgeschichtlich bedeutsame Denkmiler schlieBen lassen, der Ar-
chiologischen Denkmalpfl Verband: indeverwaltung oder unteren Denkmalschutzbehorde anzuzei-
gen (§ 17 DSchPfIG). In dlesem Fall ist fiir einen Vorhabentrager die Pflicht verbunden, die Fundstelle in un-
verandertem Zustand zu erhalten und vor Gefahren zu schiitzen (§ 18 DSchPfIG).

Bebauungsplan , Sarresdorfer StraBe/ LindenstraBe, 2. Anderung*

Die iiberbaubare Grundstiicksfliche wird mittels eines zusammenhingenden, gegeniiber der Vorliuferpla-
nung erweiterten Baufensters festgelegt, welches gemaB LBauO mindestens 3,0 m zu benachbarten Grund-
stiicksgrenzen einhilt. Abhingig von ihrer Hohe kdnnen Bauvorhaben i.d.R. ohne die Eintragung einer Bau-
last zur Wahrung der bauordnungsrechtlichen Mindestabstinde realisiert werden.

2.1.4 Flichen fiir Nebenanlagen, Stellplitze und Garagen (§ 9 Abs. | Nr. 4 BauGB u. §§ 12, 14 Abs. |

und 2| a BauNVO)

* AuBerhalb der durch Planzeichen festgesetzten {iberbaubaren Grundstiicksflichen (Baugrenzen) sind Ne-
benanlagen i.S. des § 14 Abs. | Satz | BauNVO allgemein, Anlagen i.S.d. § 14 Abs. 2 BauNVO ausnahmswei-
se zuldssig.

* Ebenfalls sind Stellplitze und Garagen (i.S. des § 12 Abs. | BauNVO) auBerhalb der Baugrenzen zulissig.

Grundsitzlich ist das Baufenster so geschnitten, dass sich darin auch Nebenanlagen (z.B. Gartenhiuser) und

Stellplitze verwirklichen lassen. Bei kiinftigen Bauvorhaben konnten jedoch funktionale Einrichtungen oder

Zubehor (Trafostationen) erforderlich werden, deren konkreter Bedarf bei Planlegung noch nicht abschatz-

bar ist.

2.1.5 Verkehrsflichen (§ 9 Abs. | Nr. | | BauGB)

* Festgesetzt wird eine private Verkehrsfliche mit der besonderen Zweckbestimmung ,,Zufahrt".

Fiir die ErschlieBung des im WA gelegenen Baugrundstiicks wird eine dem Bestand entsprechende Zufahrt

dauerhaft gesichert.

2.1.6 Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten belastete Flichen (§ 9 Abs. | Nr.2| BauGB)

* Zugunsten der Versorgung von im WA gelegenen Grundstiicken mit unterirdischen technischen Medien

wird die Zufahrt (Flst. 139/4) mit einem Geh-, Fahr— bzw. Leitungsrecht (GFL) belastet. Die Fliche des GFL
ist von jeglicher Beb g und B fr .

2.1.7 Vorkehrungen zum Schutz vor schédlichen U inwirkungen (§ 9 Abs. | Nr.24 BauGB)

* Zuldssig sind Vorhaben, deren AuBenbauteile (Fenster, Lii inrichtungen) iiber eine ausreichende Min-
destschalldimmung gegen AuBenlirm verfiigen. Der Nachweis erfolgt gemiB DIN 4109:2018 (Schallschutz
im Hochbau; Tabelle 8) unter Zuhilfenahme eines maBgeblichen AuBenlirmpegels von 65 dB(A). Ebenso

sind Balkone, Loggien und Terrassen tags (6:00 bis 22:00 Uhr) durch passive Schallschutzvorkehrungen, wie
2.B. durch Verglasungen vor Lirm zu schiitzen. Schlafrdume sind nach Méglichkeit auf der schallabgewand-
ten Seite der Gebiude vorzusehen.

Zulissig sind auch Vorhaben, bei denen fiir den konkreten Einzelfall im Rahmen eines fachgutachterlichen
Nachweises die Tauglichkeit der AuBenbauteile aufgezeigt werden kann. Ausnahmsweise kann eine Minde-
rung der festgesetzten BauschalldimmmaBe zugelassen werden, wenn im Baugenehmigungsverfahren ein
geringerer AuBenlirmpegel nachgewiesen wird (siehe Anlagen).

Im Geltungsbereich des bisherigen Bebauungsplans ist gemaB friiherer Schallgutachten ein Lirmpegelbereich
(LPB) Ill in einer Entfernung von 35 m ab Fahrbahnrand festgesetzt. Die zum Schallschutz getroffenen Fest-
setzungen resultieren somit aus den Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsbedingungen im Wir-
kungsbereich lirmintensiver Emissionsquellen, wie sie die Sarresdorfer StraBe (B 410) mit ihrem hohen
Fahrzeugbesatz darstellt.
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* Bodenschutz, Geologie und Hydrologie

Eine konkrete Belastung durch Altablagerungen und Kampfmittel im Plangebiet ist nicht bekannt. Dennoch
ist das Vorhandensein von nicht registrierten Altablagerungen nicht auszuschlieBen. Sollten im Zuge von
BaumaBnahmen Abfille (Bauschutt, Hausmiill) oder sonstige Auffilligkeiten (geruchlich, visuell) festgestellt
werden, so ist die SGD Nord, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz Trier, umgehend
zu informieren.

Es ist sicherzustellen, dass keine Beeintrichtigungen der Bodenfunktionen vorliegen, die geeignet sind, Ge-
fahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Beldstigungen fiir den Einzelnen oder die Allgemeinheit herbei-
zufiihren (§ 2 Abs. 3 Bodenschutzgesetz). Ferner ist die generelle Bebaubarkeit, die Anforderungen an gesun-
de Wohn- und Arbeitsverhiltnisse sowie die Belange des Umweltschutzes im Sinne des § | BauGB zu ge-
wahrlelsten (Erlass zur Berucksmhtlgung von Fliche mit Bodenbelastungen, insbesondere Altlasten, bei der

I und im Bat hmigungsverfahren). Anfallende Bod: hub- und Bauschuttmassen sind ent-
sprechend den abfall- und bodenschutzrechtlichen Bestimmungen ordnungsgemaB und schadlos zu verwer-
ten bzw. zu entsorgen. Gefihrliche Abfille, z.B. schadstoffbelasteter Erdaushub sind der Sonderabfall-Ma-
nagement-Gesellschaft Rheinland-Pfalz mbH zur Entsorgung anzudienen.

Zum Schutze des (Mutter-)Bodens sind die Vorgaben des § 202 BauGB i.V.m. der DIN 18915 sowie aus in-
genieurgeologischer Sicht weitere Anforderungen an den Baugrund (DIN 19731, 4020, 4124, DIN EN 1997-
| und -2) zu beachten. Die Erstellung eines Baugrundgutachtens wird dringend empfohlen. Bei Griindungs-
und Bodenarbeiten wird die Einholung eines Boden- und hydrologischen Gutachtens (DIN 1054) bzw. die
Durchfiihrung von Gelidndeuntersuchungen dringend empfohlen.

Zur hydraulischen Entlastung der offentlichen Ab ysteme werden | zur Riickhaltung, Ver-
dunstung und Versickerung mit ggf. gedrosselter Ableitung des Niederschlagswassers nach DWA Al17 emp-
fohlen (z.B. Zisternen, Mulden).

* Dachgestaltung

Als Dacheindeckungsmaterialien werden unglasierte Dachziegel/ -pfannen und Schiefer, Dachbegriinungen
auch in Kombination mit Anlagen fiir die Nutzung solarer Energien empfohlen. Das Farbspektrum sollte sich
ansonsten nach den Farbtonen RAL 3007 (Schwarzrot), RAL 5004 (Schwarzblau), RAL 5008 (Graublau),
RAL 6008 (Braungriin), RAL 7013 (Braungrau), RAL 7015 (Schiefergrau), RAL 7016 (Anthrazitgrau), RAL
7021 (Schwarzgrau), RAL 7026 (Granitgrau), RAL 8012 (Rotbraun), RAL 8014 (Sepiabraun), RAL 8019
(Graubraun), RAL 8022 (Schwarzbraun), RAL 8025 (Blassbraun), RAL 8028 (Terrabraun), RAL 9005 (Tief-
schwarz) oder in nach Herstellerbezeichnungen ahnlichen bzw. vergleichbaren Farbténen richten.

« Elektrizititsversorgung

Fiir ggf. vorhandene 0,4- und 20-kV-Kabel sowie die Kabel und Maste der StraBenbeleuchtung ist ein Schutz-
streifen von 1,0 m Breite (0,5 m Breite beiderseits der Leitungsachse) freizuhalten, in dem eine Bebauung,
das Anpflanzen von tiefwurzelndem Gehélz und sonstige leitungsgefihrdende MaBnahmen untersagt sind.
Anpflanzungen sind mit dem Versorger abzustimmen. Die Abstinde von den vorgesehenen Bepflanzungen zu
geplanten/vorhandenen Leitungen und Telekommunikationslinien sind geméB den VDE-Bestimmungen und
dem "Merkblatt iiber Baum-standorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" einzuhalten.

+ Schallschutz

Anlagen wie Klima-, Kiihigerite, Liftungsgerite, Luft-Warme-Pumpen und Mini-Blockheizkraftwerke im Sin-
ne des § 3 Abs. 5 BImSchG sind entsprechend § 22 Abs. | BImSchG so zu errichten und zu betreiben, dass
schidliche Umwelteinwirkungen verhindert werden, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind bzw.
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unvermeidbare schidliche Umwelteinwirkungen auf ein MindestmaB beschrinkt werden. Fiir die vorgesehe-
ne allgemeine Wohnnutzung wird darauf hingewiesen, dass der Einsatz der v.g. Gerite nur zulissig ist, wenn
an den benachbarten Wohngebiuden die issit ichtwerte fiir ein allgemeines Wohngebiet eingehalten
werden. Beim Nachweis der Zulissigkeit, z.B. im Rahmen eines Baugenehmigungsverfahrens, ist der "Leitfa-
den fiir die Verbesserung des Schutzes gegen Lirm bei stationdren Geriten" (LAI) heranzuziehen. Dort sind
die zulissigen Schallleistungspegel in Abhingigkeit der Abstinde zur Nachbarbebauung dargestellt.

« Gewisser

Laut Wasserportal RLP ist das Plangebiet nicht akut durch Sturzfluten bzw. Starkregen gefihrdet, doch be-
steht die Moglichkeit von Hochwassersituationen entlang des Peschenbachs (Gewisser lll. Ordnung). Mit
Verweis auf § 78b WHG (Risikogebiete auBerhalb von Uberschwemmungsgebieten) wird zur Verminderung
oder Vermeidung von Schiden durch Hochwasser und Starkregenabfliisse eine hochwasserangepasste Bau-
weise empfohlen, wie z.B. Abdichtung der Gebaudehiille; Einbau einer Riickstausicherung zur Kanalisation,
Verzicht auf Lichtschichte, druckfeste Fenster u.a.

[Zum Zeitpunkt der Planlegung befindet sich eine Konzept zur Renaturierung des Peschenbachs in Bearbei-
tung. Dieses sieht ein ,,Abklemmen* des nordlichen Arms des Gewassers im Zuge der Schaffung zusitzli-
chen Retentionsraums vor.]

24 VERWIRKLICHUNG UND AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG

2.4.1 Bodenordnung

Ein Umlegungsverfahren im Sinne von §§ 45 ff. bzw. 80 ff. BauGB ist nicht erforderlich, da sich die vom allge-
meinen Wohngebiet betroffenen Flurstiicke in privatem Besitz befinden; Entschadi 1spriiche nach §§ 39

ff. BauGB werden nicht ausgelost. Auf Grundlage eines vorliegenden Lageplans (Corres, 07.12.2021) bean-
tragt der Eigentiimer die Grundstiickszusammenlegung beim Grundbuchamt.

2.4.2 Ver- und Entsorgung

Notwendige Arbeiten an Versorgungsanlagen bzw. deren Erweiterungen sind im Einzelnen mit den zustindi-
gen Versorgungstragern rechtzeitig abzustimmen und die gegebenen Hinweise zur Bauausfiihrung zu beach-
ten; ggf. sind entsprechende ErschlieBungsvertrige abzuschlieBen.

* Elektrizitit/ Telekommunikation: Die elektrische Versorgung des Plangebiets erfolgt iiber einen Hausan-
schluss aus dem ortlichen Niederspannungsnetz. Die Verlegung evtl. erforderlicher Telekommunikationsli-
nien (Kabel, DSL) erfolgt in enger zeitlicher Abstimmung mit den beriihrten Leitungstragern.

* Wasserversorgung: Die Versorgung mit Trink- und Loschwasser erfolgt aus dem vorhandenen Trinkwasser-
leitungsnetz. Es ist sichergestellt, dass eine ausreichende Loschwassermenge von 800 I/min iiber einen
Zeitraum von 2 Stunden zur Verfiigung steht.

* Schmutz-/ Niederschlagswasserbeseitigung: Die Entsorgung erfolgt mittels Anschluss an die in der Sarres-
dorfer StraBe verlaufenden offentlichen Sammler.

2.4.3 Planungsrecht

Das Beb fahren line der Innenentwicklung) wird gemiB § 13a BauGB im be-

schleunigten Verfahren durchgefiihrt, sodass von der Umweltpriifung nach § 2 Abs. 4, von einem Umweltbe-
richt nach § 2a, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 sowie von der zusammenfassenden Erklirung nach §
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Nachbarrechtsgesetz vom 15.6.1970 (GVBI. 1970, S. 198)
Wassergesetz fiir das Land Rheinland-Pfalz in der Fassung vom 22.01.2004 (GVBI. S. 54)

Landesverordnung iiber die Bestimmung von Eingriffen in Natur und Landschaft vom 19.12.2006 (GVBI
2006, S. 447)

Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG), vom 25.7.2005 (GVBI. S. 302)

DI-Normen (DIN), Deutsches Institut fir Normung e.V, zu beziehen bei der Beuth Verlag GmbH, 10772
Berlin

MaBgebliche AuBenlirmpegel / Lirmpegelbereiche nach DIN 4109, Tabelle 8
Larmpegelbereich MaRgeblicher Raumart
-LPB- AuBenlarmpegel” Aufenthaltsraume in Buroraume') und
/ dB(A) Wohnungen, ahnliches
Ubemachtungsraume, erf. Ry, res [dB]
Unterrichtsraume und
ahnliches
erf. Ry e; [dB]
| bis 55 30 =
1} 56 bis 60 30 30
11} 61 bis 65 35 30
1\ 66 bis 70 40 35
\ 71 bis 75 45 40
Vi 76 bis 80 50 45
Vil > 80 o) 50

) An AuRenbauteile von Raumen, bei denen der eindringende AuBenlarm aufgrund der in den Raumen
ausgelibten Tétigkeiten nur einen untergeordneten Beitrag zum Innenpegel leistet, werden keine
Anforderungen gestellt.

2) Die Anforderungen sind hier aufgrund der értlichen Gegebenheiten festzulegen.
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6a Abs. | und § 10a Abs. | abgesehen wird. Ebenso ist § 4c (Uberwachung/ Monitoring) nicht anzuwenden.
Das Planvorhaben unterschreitet deutlich die zuldssige Baufliche von 20.000 m? und steht in keinem sachli-
chen, raumlichen oder zeitlichen Z h

mit anderen .

Des Weiteren bestehen keine Anhaltspunkte fiir eine Beeintrachtigung der in § | Abs. 6 Nr. 7b genannten
Schutzgiiter sowie dafiir, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen
von schweren Unfillen nach § 50 Satz | des BImSchG zu beachten sind.

Eine Pflicht zur Durchfiihrung einer Umweltvertraglichkeitspriifung (UVP) besteht gemaB § 17 Abs. | UVPG
fiir den Bebauungsplan nicht. Es handelt sich hier um ein echtliches Vorhaben (st iche:
Vorhaben), das die in der Anlage | zum UVPG genannten Schwellenwerte (GroBen-/ Leistungswerte; gem. §
19 BauNVO) unterschreitet. Es 16st somit weder die Verpflichtung zur Durchfiihrung einer allgemeinen,
noch standortbezogenen Vorpriifung aus.

2.4.4 Kosten und Folgeinvestitionen
Im Zuge der Baureifmachung des Gebiets entstehen Kosten u.a. fiir ingenieurtechnische Planungen sowie fiir

ErschlieBungs- und AusgleichsmaBnahmen, welche vom Grundstiickseigentiimer iibernommen werden. Wei-
tere kommunale Folgeinvestitionen sind nicht zu erwarten.

3. ANLAGEN

3.1 Rechtsgrundlagen (jeweils in der bei Aufstellungsbeschluss geltenden Fassung)
Baugesetzbuch (BauGB) i.d.F.vom 3.11.2017 (BGBI. | S. 3634)

Baunutzungsverordnung (BauNVO) i.d.F.vom 21.11.2017 (BGBI. | S. 3786),
Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18.12.1990 (BGBI. 1991 | S.58)

Gesetz iiber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) i.d.F. vom 18.3.2021 (BGBI. | S. 540)
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29.7.2009 (BGBI. | S.2542)
Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) i.d.F.vom 17.5.2013 (BGBI. 1 S. 1274;2021 1S.123)
Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) vom 17.3.1998 (BGBI. | S. 502)
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31.7.2009 (BGBI. | S.2585)
Gebiude-Elektromobilititsinfrastruktur-Gesetz (GEIG) vom 18.Mérz 2021 (BGBI.| S. 354)
Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz i.d.F.vom 31.1.1994 (GVBI.S. 154)

LandesstraBengesetz in der Fassung vom 1.8.1977 (GVBI 1977,5.273)
Landesnaturschutzgesetz vom 6.10.2015 (GVBI. 2015, S. 283)

Landesbauordnung Rheinland-Pfalz vom 24.11.1998 (GVBI. S. 365)

Denkmalschutzgesetz vom 23.03.1978 (GVBI. S. 159)

Bebauungsplan , Sarresdorfer StraBe/ LindenstraBe, 2. Anderung*

3.2 URSPRUNGSFASSUNG DES BEBAUUNGSPLANS "SARRESDORFER STRASSE/ LINDEN-
STRASSE, |. ANDERUNG"

Lagerplatz

Eisenbahn




	Sitzungsdokumente
	Auszug

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  9.2 Vorhabenbezogene 3. Änderung des Bebauungsplanes "Sarresdorfer Straße / Lindenstraße"
	Sarresdorf 2.A¨, Planteil  2-3733/22/12-504
	Sarresdorf 2.A¨, Textteil  2-3733/22/12-504



